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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(17. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung 
vorgelegten Vorschlag der Kommission der EWG für eine 
Richtlinie des Rats über Zusatzstoffe in der Tierernährung 

— Drucksache V/2011 — 


A. Bericht des Abgeordneten Welslau 


Der vorliegende Vorschlag der EWG-Kommission 
wurde mit Schreiben des Herrn Präsidenten vom 
26. September 1967 an den Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten überwiesen. 

Durch den vorliegenden Richtlinienvorschlag der 
Kommission sollen die in den Mitglitedstaaten teil- 
weise schon bestehenden Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften über den Einsatz von Zusatzstoffen in 
der Tierernährung harmonisiert werden, um die in 
den Mitgliedstaaten bisher stark voneinander ab- 
weichenden Vorschriften zu vereinheitlichen. 

Die Richtlinie sieht vor, daß künftig nur noch die 
von den Gemeinschafts Vorschriften ausdrücklich zu- 
gelassenen Zusatzstoffe in Handelsfuttermitteln ver- 
wendet werden dürfen. Es handelt sich dabei vor 
allem um solche Stoffe, die eine günstige Auswir- 
kung auf die tierische Leistung oder die Beschaffen- 
heit der Futtermittel haben. Diese Stoffe sollen 
grundsätzlich nur im ernährungsphysiologischen Be- 
reich liegen, d. h. außerhalb der Verhütung oder 
Heilung von Krankheiten. Die Einbeziehung einiger 
reiner Arzneistoffe, wie Coccidiastica gegen die 
Kükenruhr, soll nur eine zeitlich begrenzte Aus- 
nahme darstellen. Diese Stoffe sollen später in eine 
Richtlinie für Fütterungsarzneimittel einbezogen 
werden. 

Für die meisten Zusatzstoffe sind Mindest- und 
Höchstgehalte sowie besondere Bedingungen für die 
Verwendung vorgesehen. Die Dosierungen bewe- 
gen sich in den in der Bundesrepublik geltenden 


Grenzen und entsprechen dem sogenannten „Wirk- 
stoff dosierungsrahmen", der von den Sachverstän- 
digen der Forschungsgemeinschaft aufgestellt und 
vom Bundesgesundheitsrat gebilligt wurde. Der 
Verkauf nicht zulässiger Stoffe (z. B. Stoffe mit hor- 
monaler oder antihormonaler Wirkung) sowie ihre 
Beimischung bei der Tierfütterung sind künftig ver- 
boten. 

Die Richtlinie läßt den Mitgliedstaaten eine ge- 
wisse Bewegungsfreiheit, um Ausnahmeregelungen 
einzuräumen, z. B. bei der Dosierung der Antibio- 
tika, der Zulassung einiger Zusatzstoffe für den na- 
tionalen Bereich und der Zulassung von sogenannten 
„ Er gämzungsfutt ermitteln" mit höheren Wirkstoff- 
dosierungen. 

Die Vermarktung von Futtermitteln, welche zu- 
lässige Zusatzstoffe enthalten, darf keinerlei Be- 
schränkung auf Grund des Gehaltes an diesen Stof- 
fen unterworfen werden. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat in seiner Sitzung am 30. November 1967 
die Notwendigkeit der vorliegenden EWG-Verord- 
nung anerkannt und sich der Stellungnahme des 
Ausschusses für Gesundheitswesen, der sich zur 
Vorlage gutachtlich geäußert hat, in allen Punkten 
angeschlossen (§. Nr. 2 des Ausschuß antrags). 

Ebenso wie der Gesundheitsausschuß hielt auch 
der Ernährungsausschuß eine kritische Überprüfung 
aller Zusatzstoffe und deren Höchstmengen für drin- 
gend erforderlich, um ihre Anwendung auf ein nach 
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strengeren Maßstäben unvermeidbares Maß zu be- 
grenzen. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, dem 
Ausschußantrag zuzustimmien. 


Bonn, den 30. November 1967 


Welslau 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vorschlag der Kommission der EWG — 
Drucksache V/2011 — zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei ihren Ver- 
handlungen in Brüssel darauf hinzuwirken, daß 

a) aus ge sundbeitspoli tischen Gründen die Richt- 
linie nicht auf Artikel 43, sondern auf Arti- 
kel 100 gestützt wird; 

b) die Verwendung von Antibiotika als Zusatz- 
stoffe zu Futtermitteln nur unter Zugrunde- 
legung strengster Maßstäbe zugelassen wird; 

c) die unter F in der Anlage I aufgeführten 
Arzneimittel — und auf lange Sicht auch für 
die unter E aufgeführten Arzneimittel — nicht 
in die Richtlinie aufgenommen werden, da zu 
einem späteren Zeitpunkt eine weitere Richt- 
linie für Fütterungs-Arzneimittel geplant ist, 
die in besonderer Weise geeignet sein dürfte, 
die notwendige strenge Trennung zwischen 
arznei- und fütterungsrechtlichen Bestimmun- 
gen festzulegen. 


Bonn, den 30. November 1967 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Bauknecht Welslau 

Vorsitzender Berichterstatter 
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